
 

Zwei Jahre Umbau im Kontrollzentrum:  

Chinas Kommunistische Partei verstärkt Zugriff auf das Justizsystem und gesellschaftliche Kräfte 

Disziplinierung der politischen Elite. Unverminderte Kontrolle über die Justiz. Systematische Überwachung der Gesellschaft. 

von Matthias Stepan 

Zentrale Befunde und Schlussfolgerungen 

 Übergeordnetes Ziel und Triebkraft des Reformprozesses ist die Stärkung 

der Partei. Der KPC ist es in den vergangenen zwei Jahren gelungen, Macht 

zu rezentralisieren und dadurch schlagkräftiger zu werden. Der enge Zu-

schnitt der Machtstrukturen auf die Person des Staats- und Parteichefs Xi 

Jinping macht die Partei gleichzeitig risikoanfälliger. 

 Probleme mit der Parteidisziplin sind auch drei Jahre nach Beginn der Anti-

Korruptionskampagne offensichtlich. Mit neuen Richtlinien will die KP-Spitze 

erstmals alle Mitglieder auf umfassende Disziplin einschwören.  

 Der Bürokratieabbau macht deutliche Fortschritte: Die Zentralregierung hat 

die Anzahl der Genehmigungsverfahren reduziert und Kompetenzüber-

schneidungen beendet. Gleichzeitig bleibt den regionalen Behörden Raum 

für lokale Experimente und Innovation vorerst erhalten. 

 

 

 

 

 

 Auch die von der Zentralregierung vorangetriebenen Gesetzesreformen 

dienen dem Ziel, ihre Herrschaft zu festigen. Ein Ausbau der Klagerechte soll 

dabei helfen, den Unmut in der Bevölkerung zu kanalisieren. Ausgebaut 

wurde aber auch die rechtliche Basis für den Zugriff auf persönliche Daten 

der Bevölkerung. 

 Die Rechtsprechung wurde institutionell gestärkt, unterliegt aber unvermin-

dert der Kontrolle der KPC. Die Tätigkeit von Gerichten und Staatsanwalt-

schaften sind besser vor der Einflussnahme und den Interessen lokaler 

Funktionäre geschützt. 

 Um ihre Kontrollfähigkeit zu stärken, hat die KPC einen umfassenden Si-

cherheitsbegriff definiert. Sie will eine technokratische Herrschaft aufbauen. 

Die KPC will keine Zivilgesellschaft, sondern eine sogenannte „zivilisierte 

Gesellschaft“, die sich der Steuerung der Partei nicht entziehen kann. Die 

chinesische Führung lässt deshalb systematisch Bürger überwachen, die au-

tonome Interessen organisieren könnten. 
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1. Triebkraft des Reformprogramms: Die Stär-

kung der Kommunistischen Partei  

Zwei Jahre nach Verabschiedung ihres umfassen-

den Reformplans auf dem 3. Plenum des Zentral-

komitees der Kommunistischen Partei Chinas 

(KPC) im November 2013 gilt noch immer dieselbe 

Priorität: Ziel und Triebkraft des Reformprozes-

ses ist die Stärkung der KPC unter der Führung 

ihres Generalsekretärs Xi Jinping.  

Die Hinweise auf anhaltende Probleme der Partei-

organisation sind nicht zu übersehen: Die vor drei 

Jahren begonnene Anti-Korruptionskampagne 

konzentriert sich derzeit auf den Finanzsektor.1 In 

der chinesischen Öffentlichkeit kommt die Jagd auf 

korrupte Kader gut an. Gleichzeitig rückt aber die 

Gesellschaft selbst ins Visier verstärkter staatlicher 

Kontrollen. Profitieren dürfte die Bevölkerung von 

kontinuierlichen Steigerungen der Ausgaben für 

die soziale Sicherung und der Abschaffung der Ein-

Kind-Politik, die im Oktober 2015 vom Fünften Ple-

num beschlossen wurde. 

Dieser China Monitor zieht eine Zwischenbilanz, 

wie weit die Reformen in den Bereichen des 

Staats- und Parteiapparats, der Justiz und der Ge-

sellschaft gediehen sind.  

 

 

2. Disziplinierung der politischen Elite: Umbau 

in Partei- und Staatsapparat 

Um tief verwurzelte Probleme der Vetternwirtschaft 

und Korruption im Partei- und Staatsapparat anzu-

gehen, hatte das Zentralkomitee die Verbesserung 

der Parteidisziplin als einen Kernbereich der Refor-

men definiert.  

2.1 Die eigene Partei auf Linie bringen 

Xi Jinping sieht eine „gereinigte“ und damit steue-

rungsfähige Partei als Voraussetzung an, um wirt-

schaftliche und soziale Ziele der Reformagenda vo-

ranbringen zu können. Die Anti-Korruptionskam-

pagne dient gleichzeitig als Mittel, um ihm loyale 

Personen in zentrale Ämter einzusetzen.  

Im Zuge der Korruptionsbekämpfung erhielt die 

Zentrale Disziplinarkommission der KPC zusätzli-

che Ressourcen. Die Kommission griff teilweise 

hart durch und ging auch gegen ranghohe Partei-

mitglieder wie den ehemaligen Sicherheitschef 

Zhou Yongkang vor. 

Für die Jagd auf ins Ausland geflohene Kader etab-

lierte der Leiter der Kommission, Wang Qishan, ei-

gens eine neue Einheit: Die im Juli 2014 angelau-

fene Operation Fuchsjagd (猎狐) löste im April 

2015 die weltweit operierende Aktion „Himmels-

netz“ (天网) ab.2 

Wang stärkte auch die Überwachung von Vorgän-

gen in einzelnen Ministerien: Die Kommission rich-

tete dort Zweigstellen ein, die Disziplinverstöße di-

rekt melden sollen.3 Darüber hinaus erhöhte er die 

Frequenz für Inspektionstouren in die Provinzen 

und staatseigene Unternehmen. 

Gleichzeitig stößt die Anti-Korruptionskampagne 

nach Berichten von Staatsmedien auf “massive Wi-

derstände“ innerhalb der Partei.4  

Am 12. Oktober 2015 verabschiedete das Politbüro 

neue Richtlinien für Disziplin und Selbstdisziplin.  

Zu den Vorgaben bezüglich der politischen Diszip-

lin (政治纪律) gehört zum Beispiel das strikte Verbot 

zur Bildung von Netzwerken innerhalb der Partei. 

Doch die Kader müssen sich sogar im Privatleben 

strengen Maßstäben unterwerfen und Vorgaben 

zur Lebensgestaltung (生活纪律) folgen.5  
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2.2 Staat und Verwaltung auf dem Weg zu mehr 

Effizienz und Serviceorientierung 

Die grundlegende Neudefinition der Rolle und 

Funktion der Regierung (政府职能转变 ) forcierte 

Chinas Regierungschef Li Keqiang bereits seit 

März 2013. Ministerien und einfache Behörden sol-

len Verfahren klarer regeln, serviceorientierter und 

effizienter arbeiten. Mit dem Reformbeschluss er-

hielt Li das Mandat, sein Vorhaben anzugehen, ge-

gen das in den betroffenen Organen starke Wider-

stände vorherrschten. Bis 2018 soll die Kontrolle 

der zentralstaatlichen Organe auf Wirtschaft und 

Gesellschaft deutlich abgebaut werden.  

Mit einer dezentralen, effizienten und transparente-

ren Verwaltung will die KPC die Aufgabenlast der 

Verwaltung verringern und unternehmerische Akti-

vitäten erleichtern. Das Projekt ist durchaus voran-

gekommen: Auf zentraler Ebene wurden seit 2013 

mehr als 600 Genehmigungsverfahren vereinfacht 

oder abgeschafft. 6 Kompetenzen einzelner Staats-

organe sind nun klar definiert und Doppelverant-

wortlichkeiten gestrichen worden. Insbesondere 

auf der kommunalen Ebene stockt die Umsetzung 

allerdings vielerorts. Einerseits fühlen sich Behör-

den durch die an sie delegierten Verwaltungsauf-

gaben überfordert. Andererseits fürchten sie, wich-

tige Einnahmequellen zu verlieren, wenn kosten-

pflichtige Genehmigungen abgeschafft werden. 

Bislang war dies eine der Haupteinnahmequellen 

der oft verschuldeten Gebietskörperschaften. 

Diese sind zudem seit dem 3. Plenum aufgerufen, 

die Zahl der bürokratischen Verfahren zu verrin-

gern. Wer sich dem Ziel des Bürokratieabbaus wi-

dersetzt und beispielsweise neue Gebühren ein-

führt, dem drohen hohe Strafzahlungen oder sogar 

die Amtsenthebung.  

Ein Hauptaugenmerk beim Bürokratieabbau gilt der 

Förderung unternehmerischer Aktivitäten. Bei der 

Registrierung von Firmen etwa sind statt langwieri-

ger Behördengänge nur noch wenige Prozess-

schritte zu verfolgen. Eine Vielzahl von Nachwei-

sen ist nicht länger erforderlich. Die Zahl der Unter-

nehmensgründungen ist in der Folge stark ange-

stiegen.  

In vielen Fällen handelt es sich lediglich um Inter-

net-Händler oder Kleinbetriebe mit wenig Personal 

und Umsatz.  

2.3 Kader-Dasein bleibt trotz Disziplinar- und 

Transparenzoffensive attraktiv 

Im Februar 2014 veröffentlichte die Staatliche Stel-

lenplankommission eine Übersicht aller Zuständig-

keiten der Organe der Zentralregierung (权利清单) 

auf ihrer Website.7  Die Liste stellt Informationen 

über Kompetenzen und Internet-Links zu den ent-

sprechenden Rechtsgrundlagen bereit. Auf diese 

Weise kommen nicht nur Bürger und Unternehmer 

rasch an Informationen, auch die Regierung kann 

herausfinden, wo sich eventuell noch überflüssige, 

doppelte Zuständigkeiten finden. 

Trotz der scheinbar allgegenwärtigen 

Überwachung hat die Arbeit als Kader 

unter Chinesen weiterhin nichts an ihrer 

Attraktivität verloren. Rund 1,4 Millionen 

haben sich erfolgreich für den Auswahl-

test für den Staatsdienst 2016 angemel-

det.8  

Lokalregierungen agieren – entgegen 

früherer Berichterstattung – im Rahmen 

des Möglichen weiter eigenständig. Um 

die eigene Region voranzubringen, sind 

lokale Beamte weiterhin risikofreudig.  
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Abb.1: Rückzug der Zentralregierung aus Wirt-

schaft und Gesellschaft 
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Die zahlreichen lokalen Experimente im Bereich 

der Justizreform, aber auch der sozialen Sicherung 

belegen dies. 

Fortschritt auf einer Skala von 1 bis 59 

3. Umbau im Justizwesen: KP-Kontrolle bleibt 

erhalten 

Das Rechtssystem professioneller und effizienter 

zu gestalten, gehört zu den zentralen Reformvor-

haben. Ziel der KPC ist es, Prozesse zu vereinfa-

chen und Zuständigkeiten in der Regierungstätig-

keit zu klären. 

Das Vertrauen der chinesischen Bevölkerung in 

das Justizsystem ist weiterhin gering. Gerichtsver-

fahren sind meist langwierig, Berichte über erzwun-

gene Geständnisse, willkürliche Entscheidungen 

und politische Einflussnahme von Lokalpolitikern 

bleiben an der Tagesordnung. 

Xi Jinping hat die Justizreform zur Chefsache er-

klärt. Der Reformbeschluss vom November 2013 

behandelte die Förderung der Rechtsstaatlichkeit 

in einem eigenen Abschnitt. Das 4. Plenum im Ok-

tober 2014 widmete die Parteiführung sogar voll-

ständig dieser Thematik. Angepeilt ist mit der Re-

form auch eine – gelenkte – öffentliche Beteiligung 

an politischen Prozessen. So sollen künftig zum 

Beispiel sogenannte Klagen im öffentlichen Inte-

resse möglich sein, etwa gegen Industrieunterneh-

men, die die Umwelt verschmutzt haben. 10 Auch 

die öffentliche Verwaltung soll vor Gericht zur Ver-

antwortung gezogen werden können. Ein Ziel die-

ses Vorhabens ist es, den wachsenden Unmut, 

etwa über Umwelt- oder Lebensmittelskandale, in 

der Bevölkerung zu kanalisieren. Auch erhofft sich 

die Führung durch den Blick auf eingereichte Peti-

tionen oder Klagen Aufschluss über möglicher-

weise notwendige politische Anpassungen.11  

 

 

3.1 Die Einflussnahme lokaler Kader auf Ge-

richte soll verringert werden  

Im Jahr 2014 stellte die Zentralregierung ihre Pläne 

für die konkrete Umsetzung dieses Vorhabens vor. 

Auf Versuchsbasis haben mittlerweile Experimente 

in verschiedenen Städten begonnen, darunter 

Shanghai und Shenzhen. Unabhängig von der 

Exekutive und der KPC sollen die Gerichte aber 

keinesfalls werden. Entscheidungen über perso-

nelle Besetzungen und Besoldung an Gerichten 

wurden auf die Provinzebene gehoben. Die politi-

sche Aufsicht verbleibt weiterhin bei der parteiinter-

nen Kommission für Politik und Recht (政法委员

会).12 

Dem in westlichen Ländern geltenden Prinzip der 

Gewaltenteilung erteilte der Oberste Volksgerichts-

hof indes eine deutliche Absage.13 Versuche der 

Einflussnahme auf Gerichtsverhandlungen seitens 

der Exekutive bleiben ein großes Problem. Daher 

hat das 4. Plenum im Oktober 2014 beschlossen, 

dass Versuche von Kadern, auf Gerichtsurteile ein-

zuwirken, dokumentiert und unter Strafe gestellt 

werden müssten. 14 

3.2 Der Dienst als Richter und Staatsanwalt soll 

attraktiver werden  

Mit höheren Gehältern und der Zusage erweiterter 

Kompetenzen versucht die KPC, gut qualifizierte 
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Juristen für den Staatsdienst zu gewinnen. Der 

Staatsrat hat zwar das Besoldungssystem refor-

miert, die Lohnsteigerungen für Richter fielen aller-

dings relativ gering aus und gingen mit dem Verbot 

von Nebeneinkünften einher. Zu einer Entlastung 

beim Arbeitspensum kam es nicht. Deshalb kehren 

viele Richter und Staatsanwälte dem Justizsystem 

den Rücken und wechseln lieber in die Privatwirt-

schaft. Allein in der Stadt Shanghai waren dies im 

Jahr 2014 86 Richter, in der Mehrzahl jüngere Ju-

risten mit sehr guten Abschlüssen.15 

Gleichzeitig stellen Juristen im Staatsdienst in 

jüngster Zeit vermehrt unter Beweis, wieviel Wert 

sie auf ihr Berufsethos legen: In zwei politisch in-

strumentalisierten Prozessen trotzten die verant-

wortlichen Richter den Anweisungen von Behörden. 

In dem seit Mai 2015 verzögerten Prozess gegen 

den Menschenrechtsanwalt Pu Zhiqiang sowie der 

Untersuchungshaft des investigativen Journalisten 

Liu Hu entschieden sich die zuständigen Gerichte 

jeweils dafür, die Fälle zurückzuweisen. Für das 

chinesische Justizsystem sind dies ungewöhnliche 

Vorgänge.16 

3.3 Rechtsanwälte bekommen leichter Akten-

einsicht – aber auch mehr politischen Druck  

Die KPC will die Position von Rechtsanwälten stär-

ken – aber nur dort, wo sich die Partei einen eige-

nen Nutzen erwartet. Das gilt zum Beispiel für das 

Zivil- oder Wirtschaftsrecht. Beim Thema Men-

schenrechte und politisch sensiblen Fällen greift 

die chinesische Führung weiter hart durch und 

schreckt selbst vor der Verhaftung von Anwälten 

nicht zurück. 

Ein am 20. September 2015 veröffentlichtes Doku-

ment des Obersten Volksgerichtshofes zeigt die 

weiterhin ambivalente Haltung gegenüber Anwäl-

ten besonders deutlich: Verteidiger erhalten zwar 

selektiv mehr Rechte, wie beispielsweise uneinge-

schränkte Einsicht in fallrelevante Akten. Zugleich 

werden Beschränkungen verschärft, etwa für die 

Weitergabe von Informationen über laufende Ge-

richtsverfahren.17  

Die KPC fordert unbedingte Loyalität ein. Wer 

offen Kritik übt und kritische Fälle an die Öffentlich-

keit trägt, muss mit Repressalien rechnen. Anfang 

Juli kam es zu landesweiten Verhaftungen von 

Menschenrechtsanwälten und ihren Unterstützern. 

Von den ursprünglich mehr als 200 festgesetzten 

Personen sind mehr als 20 weiterhin in Haft. 18 Von 

einer unabhängigen Kontrollfunktion der Rechtsan-

wälte kann daher weiterhin keine Rede sein. 

3.4 Technische Fortschritte bei Justizreform – 

Wachsender Unmut unter Juristen  

Bereits kurz nach dem 3. Plenum im November 

2013 verkündete die Zentralregierung die Abschaf-

fung der „Lager zur Umerziehung durch Arbeit". Al-

lerdings gab es danach weiter Berichte, dass Lo-

kalregierungen an der Praxis festhielten und die 

entsprechenden Einrichtungen lediglich umbe-

nannten.19 

Ein klarer Fortschritt ist hingegen die Reduzierung 

der Anzahl der Vergehen, die mit der Todesstrafe 

geahndet werden. Waren dies früher 55, so sind es 

seit der Revision des Strafgesetzes noch 46.20 

Im Justizbereich bringt die KPC die geplanten Re-

formen in ihrem Sinne weiter voran. Häufig agiert 

sie allerdings gegen die Vorstellungen und Anlie-

gen der Juristen. Sollten die Justizangestellten in 

Zukunft stärker auf ihr Berufsethos pochen, könnte 

dies zu wachsenden Reibungen mit den Zielen der 

offiziellen Reformpläne führen.  

Stand der Umsetzung des  
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4. Überwachte Gesellschaft: Die Partei steuert 

und kontrolliert  

Die KPC befürchtet eine Verselbständigung der 

Gesellschaft. In Zeiten wachsenden Rechtsbe-

wusstseins und steigender Popularität Sozialer Me-

dien benötigt sie neue Instrumente für eine effek-

tive Kontrolle über die Bevölkerung. Statt eines 

Versuchs, die Uhr zurückzudrehen, möchte sie sich 

die Entwicklungen und Errungenschaften der digi-

talen Ära zunutze machen. Unter der Prämisse, die 

Sicherheit für die Gesellschaft zu erhöhen, schafft 

sie die rechtlichen Grundlagen für einen umfassen-

den Zugriff auf die Daten Einzelner, aber auch von 

Privatunternehmen.  

4.1 Zwischen Schutz und Überwachung 

Im Namen der Sicherheit hat die KPC schnell Fak-

ten geschaffen und neue Überwachungsstrukturen 

aufgebaut. Im Januar 2014 richtete sie den Natio-

nalen Sicherheitsrat als Koordinationsgremium ein. 

Unter der Leitung Xi Jinpings nimmt sich dieses 

Gremium aller Fragen der äußeren und inneren Si-

cherheit des Landes an. Um Eingriffe in die Pri-

vatsphäre rechtlich zu legitimieren, verabschiedete 

der Nationale Volkskongress verschiedene Ge-

setze: Den Auftakt machte das Anti-Spionagege-

setz (中华人民共和国反间谍法) im November 2014. 

Dabei ist der Begriff „Spionage“ sehr vage definiert 

und bringt jede Organisation in Verdacht, die mit 

ausländischen Vertretern in Kontakt steht. Bereits 

am 1. Juli 2015 folgte das Nationale Sicherheitsge-

setz (国家安全法). Dieses erlaubt, jede Handlung 

des öffentlichen Lebens als relevant für die natio-

nale Sicherheit zu erklären.21  Behörden könnten 

daraus umfangreiche Eingriffsrechte in die Pri-

vatsphäre von Bürgern und in die Wirtschaft ablei-

ten.22 Erste Beispiele aus der Praxis sind bereits 

bekannt: Im Rahmen der Börsenkrise in China in-

haftierte die chinesische Polizei beinahe 200 Jour-

nalisten und Blogger unter dem Vorwurf der Ver-

breitung von Gerüchten.23 

4.2 Nichtregierungsorganisationen geraten un-

ter Druck 

Die KPC möchte zwar Nichtregierungsorganisatio-

nen (NGOs) und auch anderem gesellschaftlichem 

Engagement mehr Raum für Eigeninitiative bieten. 

Willkommen sind allerdings nur diejenigen NGOs, 

die sich politisch unverfänglichen Themen wie dem 

Wissenschaftsaustausch, Sozialem, Umweltschutz 

oder der Kultur verschrieben haben und eng mit 

staatlichen Einrichtungen zusammenarbeiten.  

Die Verabschiedung des Nationalen Sicherheitsge-

setzes sowie die Debatten um den Gesetzesent-

wurf für das Management internationaler Nichtre-

gierungsorganisationen (INGO-Gesetz) haben den 

gemeinnützigen Sektor nachhaltig verunsichert. 

Ausländische NGOs sollen laut dem derzeitigen 

Gesetzentwurf dem Ministerium für öffentliche Si-

cherheit überantwortet werden, was stärkere Kon-

trollen nach sich zöge. Neben den Vertretern von 

NGOs und internationalen Beobachtern haben 

auch chinesische Wissenschaftler Zweifel an der 

Praktikabilität des Entwurfs geäußert.24 Das Minis-

terium für Öffentliche Sicherheit gilt als zu unerfah-

ren im Umgang mit ausländischen Organisationen.  

Einen weiteren Vorstoß, die direkte Kontrolle über 

nichtstaatliche Organisationen zu erhöhen, machte 

das Zentralkomitee der KPC in einem Ende Sep-

tember verfassten Dokument: Dieses enthält den 

Vorschlag, KPC-Parteistrukturen in NGOs zu etab-

lieren. Laut dem Dokument hätten diese den Zweck, 

Mitarbeiter der jeweiligen NGO in den Parteiansich-

ten zu schulen und neue Parteimitglieder anzuwer-

ben.25  

Insgesamt betrachtet betreibt die KPC die Ver-

schärfung der Kontrolle der Gesellschaft sehr sys-

tematisch. Dennoch verfehlen die Aktivitäten bis-

lang ihr Ziel oder wirken mitunter gar in die entge-

gengesetzte Richtung. Statt Sicherheit und Ver-

trauen in Partei und Staat zu erhöhen, zerstören sie 

vielerorts über Jahre hinweg aufgebaute Beziehun-

gen und befördern Widersprüche offen zu Tage.  
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Die laut Partei und Staat dringend benötigte und 

gewünschte gesellschaftliche Dynamik kann sich 

nicht entfalten, da Möglichkeiten sozialer Selbstor-

ganisation gezielt unterdrückt werden. 

5. Fazit: Reformen nach Plan, mit unklaren Fol-

gen für internationale Beziehungen 

Xi Jinping hat sich bislang als durchsetzungsfähi-

ger Reformer bewiesen. Seit 2013 hat er bereits ei-

nen großen Teil der damals verkündeten Reform-

maßnahmen im Bereich Politik, Justiz und Gesell-

schaft deutlich vorangebracht.  

Für den weiteren Verlauf der andauernden Refor-

men sind zwei Faktoren entscheidend: die Loyalität  

und Geschlossenheit der politischen Elite, aber 

auch die breite Unterstützung und Akzeptanz für 

Reforminhalte in der Bevölkerung. 

Die Bestimmtheit und Geschlossenheit, mit der die 

KPC durchaus riskante Reformen anging, hat Be-

obachter überrascht. Die hartnäckig geführte, um-

fassende Anti-Korruptionskampagne sowie die 

Verschärfung der Parteidisziplin trafen in erster Li-

nie die politischen Eliten. Zu offen ausgetragenen 

Konflikten in der Parteispitze kam es in diesem Zu-

sammenhang dennoch bislang nicht. Die KPC ist 

nach zwei Jahren unter Xi Jinping mächtiger, 

aber in ihrer Informationspolitik transparenter 

und dadurch berechenbarer geworden. Sollte 

die Disziplinarkontrolle jedoch weiter verschärft 

werden, könnte es mit der bislang zur Schau getra-

genen Geschlossenheit vorbei sein. 

Unter der Führung Xis hat die KPC ihre Kon-

trolle über nahezu alle wirtschaftlichen und so-

zialen Bereiche ausgebaut. Die unverminderte 

politische Kontrolle über die Gerichtsbarkeit durch 

die KP, die verschärfte Aufsicht über soziale Grup-

pen sowie der umfassende Ausbau der Internet-

kontrolle befinden sich bereits heute vielerorts im 

Konflikt mit gesellschaftlichen Interessen. Sollte 

sich die wirtschaftliche Lage und somit die Zu-

kunftsperspektiven vieler Chinesen weiter ver-

schlechtern, drohen sich diese Konflikte in Protest-

aktionen zu entladen.  

Auf internationaler Ebene hat eine zu euphorische 

Lesart des Reformpapiers in den letzten beiden 

Jahren zu herben Enttäuschungen geführt. Statt ei-

ner weiteren wirtschaftlichen und politischen Öff-

nung des Landes – wie nach der Verkündung des 

Reformprogramms mit dem Ziel der Errichtung ei-

ner sozialistischen Marktwirtschaft im Jahre 1993 – 

sind klare Tendenzen einer partiellen Abschottung 

zu beobachten. Deutsche und andere internatio-

nale Akteure in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 

sollten aufgrund der Entwicklungen ihr Engage-

ment in China durchaus überdenken, jedoch nicht 

grundsätzlich in Frage stellen. Ein Rückzug aus 

über mehreren Jahrzehnten hinweg aufgebauten 

Dialogen und Kooperationen wäre fatal für die zwi-

schenstaatlichen Beziehungen wie auch für den 

breit angelegten gesellschaftlichen Austausch. Der 

Ausbau von Rechtstaatlichkeit und der Abbau von 

Bürokratie sind weiterhin zwei Kernbeispiele, von 

denen sowohl China als auch seine Partner profi-

tieren können. 
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